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Antrag

des NEOS Landtagsklub (Erstantragstellerin KO LA Birgit Obermüller)
betreffend: Dienstradleasing für Gemeindebedienstete

Der Landtag wolle beschließen:
„Die Landesregierung wird aufgefordert, die aktuelle Gesetzeslage dahingehend zu überarbeiten, dass zukünftig auch Gemeindebediensteten die Nutzung eines Dienstradleasing ermöglicht wird.“
Zuweisungsvorschlag:
Ausschuss für Klima, Nachhaltigkeit, Ökologie, Energie, Verkehr sowie Land- und Forstwirtschaft

Begründung:
Derzeit steht ein sogenanntes “Jobrad” nur Landesbediensteten sowie Bediensteten der Stadt Innsbruck zur Verfügung. Diese Regelung ist unfair und benachteiligt Gemeindebedienstete. Der Tiroler Landesregierung erscheint es ansonsten immer als besonders wichtig, keine Ungleichbehandlung zwischen Gemeinde- und Landesbediensteten aufkommen zu lassen. Bei dieser Materie ist eine solche aber sehr wohl gegeben. 
Für die Gemeinden selbst entstehen normalerweise keine Anschaffungskosten für das Fahrrad. Der Arbeitnehmer bezahlt die Leasingrate über eine Gehaltsumwandlung direkt aus dem Bruttogehalt. Gleichzeitig sinken durch das reduzierte Bruttogehalt sogar die Lohnnebenkosten, etwa bei Sozialversicherung, Kommunalsteuer oder Dienstgeberbeiträgen. Das Argument des Gemeindeverbandes, dass dadurch nicht zu unterschätzende Nachteile für die DienstnehmerInnen ergeben könnten, ist insofern zu vernachlässigen, da wir der Meinung sind, dass jeder und jede für sich selbst entscheiden kann, ob sie diese Möglichkeit mit allen Vor- und Nachteilen nutzen möchte.
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